tel der Regierung nur als eine außerordentliche Bewilligung zur 


dringend wünſchen, daß der Staakssaus halt, welcher zum erſten 
Male teditzeitig feſtgeſtelt werden jol, auch in der Form und mit. 
D an Bere n 7 S5 Wr ® . 
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Dentfchlaud. 
Berlin, 22. November. Bei den Kronprinzlichen Herrſchaf⸗ 
ten im Neuen Palais zu Potedam fand geſtern Familientafel ſtatt, 
an welcher die bier zurückgebliebenen Königlichen Prinzen, ſowle 
die Prinzeſſinnen des Königshauſes tbeilnahmen. 

— Der Beſuch des Kronprinzen von Dänemark in Berlin 
iſt durch die Unterbrechung der Feſtlichkeiten in Peteraburg, welche 
ein Unwohlſein der Prinzeſſin Dagmar herbeigeführt hat, verzögert 
worden und wird Anfangs Dezember erwartet. 

— Der Königliche Geſandte am öſterreichiſchen Hofe, Baron 
v. Werther, wird ſich erſt nach der Rückkehr des Miniſterpräſiden⸗ 
ten Grafen Bismarck wieder auf ſeinen Poſten begeben. Der Sohn 
deſſelben tritt in das Garde⸗Küraſſier-Regiment ein. 

— Der Königliche Geſandte im Haag, Graf Perponcher, iſt 
von dort hier eingetroffen. ; 

— Der engliſche Botſchafter Lord Loftus begab ſich geſtern 
Vormittags zur Gratulation nach dem Neuen Palais zu Potsdam. 

— Die Weiſung des Grafen Platen an die früheren han 
noverſchen Konſuln, ihre Siegel und Archive ꝛc. nicht an preu⸗ 
ßiſche Konſulate auszuliefern, iſt von manchen Konſuln in Frank⸗ 
reich befolgt worden. Den Schaden tragen ausſchließlich hanno⸗ 
verſche Unterthannen. i - 

— (Pr.-Eorr.) Im Abgeordnetenhauſe ift fo eben der An- 
trag geſtellt, ſtatt der von der Regierung unter den ordentlichen 
Ausgaben für die Militär - Verwaltung geforderten 41,574,348 
Thlr. und der außerordenklichen Ausgaben von 2,497,131 Tblr., 
ein Pauſchquantum von 43,525,000 Thlr. (alſo 500,000 Thlr. 
weniger) zu bewilligen, der Staatsregierung aber die Vertheilung 
auf die einzelnen Ausgabe⸗Titel zu überlaſſen. Als Grund wird 
angeführt, daß der von der Regierung aufgeſtell le Voranſchlag auf 
der ſeit 1860 durchgeführten, aber von der Landesvertretung noch 
nicht genehmigten Heereseinrichtung beruhe. Da nun der Staats- 
haushalt von 1867 gewiſſermaßen nur eine einſtweilige Bedeutung 
habe, indem ſowohl durch den Zutritt der neuen Landestheile, als 
durch die Errichtung des norddeutſchen Bundes die Militär⸗Ein⸗ 
richtungen eine weitere Aenderung und endgültige Geſtaltung er- 
fahren müſſen, ſo empfehle es ſich, die zunächſt erforderlichen Mit⸗ 


Verfügung zu ftellen, 2 
Die Regierung dürfte Bedenken tragen, ſich mit einer Be⸗ 
willigung in ſolcher Geſtalt einverſtanden zu erklären. Sie muß 


de. Es wäre ferner Föchſt bedenklich, durch Ausſezung einer | 
blos außerordentlichen Bewilligung an Stelle des ordentlichen 
Staatehaushalts den Vorgang des Jahres 1861 zu wiederholen, 
aus deſſen zweideutigem Charakter der Streit der leßten vier Jahre 
vorzugsweiſe entſtanden iſt. 

Die Militär -Ausgaben, welche die Regierung im Etat für 
1867 aufgeführt hat, betreffen lediglich die bisherigen Provinzen, 
nicht die neuen Landesthelle: die Bewilllgung derſelben auf Grund 
von Einrichtungen, welche das Abgeordnetenhaus gegenwärtig ſchwer⸗ 
lich in Zweifel ſtellen möchte, kann daher einem thatſächlichen Be⸗ 
denken nicht unterliegen. Was dagegen die Zukunft und die end- 
gültigen Beſchlüſſe über das preußſſche Heer nach der Erweiterung 
der Monarchie und nach der Errichtung des norddeutſchen Bundes 
betrifft, jo iſt der Landesvertretung und dem Parlament des nord- 
deutſchen Bundes die gebührende Mitwirkung dabei vollkommen 
geſichert. Um ſo weniger iſt Grund vorhanden, aus Bedenken, 
welche die Zukunft betreffen, die Ordnung des preußiſchen Staats- 
haus haltsetats von Neuem in Frage zu ſtellen in dem Augenblicke, 
wo endlich die Hoffnung vorhanden ſchien, einen ſtreng verfafjungs- 
mäßigen Zuſtand herzuſtellen. Auch die Verminderung des Etats 
würde ſchwerlich zuläſſig ſein, wenn nicht die von der Regierung 
beabſichtigte Erhöhung des Solde der Unteroffiziere und Gemeinen 
darunter leiden ſoll. 

Es iſt daher in jeder Beziehung dringend wünſchenswerth, daß 
das Abgeordnetenhaus den Militär-Etat für 1867 ſo bewillige, wie 
er aufgeſtellt iſt. Eine Beeinträchtigung der Rechte des Hauſes 
für die Zukunft kann darauc nicht erwachſen. 

— (3. K.) Aus Paris ſchreibt man uns, die „Preſſe“ ſei 
jetzt das eigentlich öſterreichiſch-klerikale Organ und werde beſonders 
in der öſterreichiſchen Botſchaft inſpirirt. Das genan te Blatt be- 
ſchäftigt ſich je damit, feinen Leſern weiß zu machen, daß man 
preußiſcher Seits einen proteſtantiſchen Religionskrieg zur Vertil⸗ 
gung der Ketzer vorbereite. 

— (3. K.) Nach glaubwürdigen Berichten aus Balern ſoll 
die Maſſe der dortigen Bevölkerung immer ſichtbarer zu Preußen 
ſich hinneigen. 

— (3. K.) Wie wir hören, ſteht nunmehr die Vorlage des 
Vertrags mit Oldenburg wegen Aus kauſches von Gebietstheilen in 
Schleswig-Holſtein in der Kürze zu erwarten. 

— Aus Dresden ſchreibt man der „V. Z.“: Die Stimmung 
in Sachſen ift bis jetzt durchaus nicht jo verſöhnlich, wie es nach 
Außen hin durch die offiziellen Kundgebungen ſcheinen mag. Man 
muß nur in bieſigen Kreiſen ſich bewegen, da lernt man den 
Schein von der Wahrheit trennen. Der preußiſche „Raubzug“ des 
Jabres 1866 wird trotz dee Friedens ⸗ und Freundſchaftsbundes mit 
den verſchledenſten Variationen ventilirt und bietet der geſchwätzigen 
Fama hauptſächlich nach Rückkehr der ſächſiſchen Truppen immer 
wieder neuen Stoff. Czechen und Kroaten find Engel gegen die 
preußiſche Soldateska und was nur an Gemeinheit und Nieder- 
trächtigkeit erdacht werden kann, wird den Siegern von Königgrätz 
in die Schuhe geſchoben. Ja, geht es doch fo welt, daß ſächſiſche 
Offiziere ſich nicht entblöden, in öffentlichen Lokalen und in An- 


ala Geſetzes, betreffend die 


Monarchle neu vereinigten Landestheilen erforderli 


weſenheit fremder, ihnen unbelunnter Perſonen Dinge vom Könige 
von Preußen zu erzählen, die wirklich Staunen erregen. Und nun 
erſt die preußische Armee! Wahrhaftig, bedenkt man die überall 
bewährte muſterhafte Haltung dieſer Truppen und hört jetzt ihnen 
die fürchterlichſten Gräuelthaten andichten, da kommt man wirklich 
in Verlegenheit, ſolchen erbärmlichen Schandmäulern das Handwerk 
auf handgreifliche Weiſe zu legen. Aber nicht bloß am Bier iiſch, 
auch am grünen Tiſch iſt die Stimmung keine andere. Der 
Ständevertretung iſt von oben herab Vexſöhnlichkeit empfohlen 
worden; ſie wird ſich Zwang anthun, äußerlich hübſch verſöhnlich 
aufzutreten; aber nun gehe man in die Clubſigzungen, vernehme 
dort die Geſpräche über die „preußiſchen Horden“ ꝛc. und man wird 
Wie tief der Par⸗ 
tifulariemus mit feiner unſterblichen Dummheit im Fleiſch und Blut 
pt, beweiſt am ſchlagendſten der 
eputationswahlen. Weil die Libera⸗ 
len einen ehrlichen und offenen Anſchluß an Preußen auch ehrlich 
und offen wollen, ſind ſie ee und dürfen daher 


wiſſen, wle es um dieſe Verſöhnung ausſieht. 
dieſer Beuſtſchen Kopfnicker 
Ausſchuß Liberaler vou den 


weder Sitz noch Stimme bei den vorberathenden Kommiſſionen ha⸗ 


ben. Ja könnte man’ fie ganz ausmerzen, mit Wolluſt würde es 
geſchehen. Und das nennt man Verſöhnlichkeit. Endlich ſehe man 


die ſächſiſche Preſſe an, die Kür mit zwei Aus nahmen wieder ganz 
im Fahrwaſſer des Beuſtſchen Syſtems ſegelt. Die heutige „Mit- 
teldeutſche Bolts-Zeitung" behauptet, alles ſel Lug und Trug, was 
Preußen für die nationale Vereinigung Deulſchlands thue. Die 
Bedingungen zu einer deutſchen Einheit vereinige nur Süddeutſch⸗ 


land in ſich; in dieſem Lager jet Deutſchland. „Ausgeſchloſſen 


aber“, ſchlleßt der Artikel, „losgerſſſen von Deutſchland, ſind wir, 
wir, die Sachſen und Hanndberaner „die Heſſen und Frankfurter, 


die Rheinpreußen und Weſtphalen, die Schleswig -Holſteiner und | 


Hanſeaten und wer ſonſt no widerwillig die preußiſche Fremdherr⸗ 
ſchaft trägt.” Wäre es zu verw 
Soldat in Leipzig der Redakt! 
daß ſte ſelbſt preußiſche Unter 
herrſchaft ſtehend betrauert? 
tigkeit, Ehrlichkett und Verſöhn 


n für die Schmach zu Leibe ginge, 
anen als unter 

o ft bier eine Spur von Auftich⸗ 
ng? Die gleißende Außenſeite möchte 


täuſchen, — im Innern birgt die ſe partikulariſtiſche Sekte nur 


Gift und Galle. 5 


— Der in 


faſſungs⸗Urkunde 1 


diejenigen Abänder 
e. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König 
von Preußen ꝛc. verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer 
des Landtages der Monarchie, zugleich auch für das Jagdgebiet, 
was folgt: Art. 1. Sobald die preußiſche Verfaſſung in den durch 
dag Geſetz vom 20. September d. J. (Gejepfammlung Seite 555) 
mit der preußiſchen Monarchle vereinigen, ſowie in denjenigen neu- 
erworbenen Landesthetlen, welche derſelben ferner einverleibt wer- 
den, Geltung erlangt, treten der bisherigen Anzahl der Mitglieder 
des Hauſes der Abgeordneten die Abgeordneten aus jenen Landes⸗ 
thellen hinzu. Art. 2. Die Beſtimmung der Anzahl der Abgeord⸗ 
neten, ſo wie die Jeſtſtellung der Wahlbezirke erfolgt für die erſten 
Wahlen, welche in jenen Landesteilen ſtattfinden, durch Königliche 
Anordnung in der Art, daß auf durchschnittlich 54,000 Seelen 
ver nach der letzten allgemeinen Volkszählung vorhandenen Bevölke⸗ 
rung ein Abgeordneter zu wählen. Art. 3. Diejenigen Abände- 
rungen der Verordnung über die Ausführung der Wahlen der Ab- 
geordneten vom 30. Mai 1849 (Gefepfommlung S. 205) welche 
behufs ihrer Anwendung in den erwähnten Landesthellen durch die 
beſonderen Verhältniſſe derſelben bedingt werden, erfolgen für die 


im Artikel 2 gedachten erſten Wahlen ebenfalls durch Königliche 
Anordnung. Urkundlich sr. 


— Bericht über die Sitzung des Ab eordnetenhauſes vom geſtrigen 
Tage. (Schluß aus dem ae Morgenblatte.) a 

Abg. Michaelis: Ich muß zunächft den Herrn Vocredner erfuchen, 
mir nicht andere Motive unter uſchieben. Ich bin nicht geneigt, den Etat 
in Pauſch und Bogen zu 2 8 — Aber den Anſpruch haben wir, daß die 
Regierung darlege, welche militäriſchen Einrichtungen ſie in den neuen 
Landestheilen triſſt. Im Handel ſind noch manche Reformen wünſchens⸗ 
werth. Im Militär⸗Etat find Ausgaben abgeſetzt, die im nächſten Jahre 
wieber erſcheinen werden. Die Erhohung der Beamtenbeſoldungen iſt un⸗ 
erläßlich, aber dafür muß der Vermehrung des Beamtenweſens ein Halt! 
geboten werden. Eine Reform der Geſetzgebung iſt unabweisbar. Wenn 
aber die Armee jahrlich um 21, pt. wächſt, fo wird fie die Zunahme der 
Bevölkerung bald überholen. Alle diefe Geſichlopunkte haben wir zu beach; 
ten. Abg. Rohden: Ich hätte in Bezug auf meinen Antrag, eine ein⸗ 
gehendere Antwort des Herrn Finanz⸗Miniſters Freiherrn v. d. Heydt er⸗ 
wartet. Das Haus wird nicht erwarten, daß wir jetzt ſchon einen Etat 
für die neu erworbenen Landestheile ihm vorlegen ſollen. In Betreff der 
bier angeregten Aufhebung des Salzmonopols will ich bemerken, daß be⸗ 
reite dahingehende Unterhandlungen mit den anderen Regierungen eingelei⸗ 
tet ſind. Sollten die e r e Regierungen nicht geneigt ſein, — uns 
ſere Vorſchläge einzuge en, jo werden wir ſelbſiſtändig handelnd darin vor⸗ 
gehen. A Baron v. Vaerſt: Durch meinen Antrag wollte ich weder 
den glücklich eendeten Konflikt wieder hervorrufen, noch die geſetzliche Re⸗ 
gelung des Militärgeſetzes auſſchieben. — Damit iſt die General- Diskuſſion 
beendet, weil kein weiterer Redner eingetragen iſt. Der Antrag des Abg. 
Groote, welcher ſich auf die Budgets der neuen Landestheile bezog, wird 
hierauf mit allen gegen die Stimme des Autragſteller abgelehnt. — Der 
Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg überreicht dem Hauſe zwei 
Geſetz Entwürfe. Der erſte derſelben bezieht ſich auf die Verträge mit 
Baiern und Oberheſſen wegen Abtretung der Gebiete und entſpricht den 
Verträgen vom 20. September d. J. Der zweite betrifft die Abänderung 
des Art. 69 der Verfaſſungs- Urkunde und desgl. 12 der Wahlverordnung. 
Der erſte Geſetz⸗Entwurf geht an die Anneriong-, der zweite an eine be- 
ſondere Kommiſſion. n ah 

Das Haus tritt nunmehr in die e h und zwar zunächſt 
über das Kapital 26 und 27 des Hauptetats: Zuſchuß zur Rente des 


glaube, den Vertrag der 


ge darf nicht einſeitig 
muß d 


Hrn. Abg. Lasker 
dem Antrage des 


ndern, wenn der eiſte beſte preußlſche 


preußiſcher Fremd⸗ 


1 de ge iger Sipung des Abgeordnetenhauſes vom 
Miniſter des Innern Grafen zu Eulenburg überreichte „Entwurf 
N . des Artikels 99 der Ver⸗ 
kels 1 des Geſetes vom 30. April 
e. nderungen der 


Sitzung Freitag 10 Uhr, 


- . — — id 
Kronfideikommiß und öffentliche Schuld. Regierungs⸗Kommiſſtrr 
Geh. Ober⸗Finanzrath Mölle leitet die Diskuſſion einer allgemeinen 
Ueberſicht über die finanzielle Lage des Staates reipeltive der beide henden 
Staatsſchulden ein. Die beiden Kriege der letzten Jahre haben die Staats - 
ſchulden nicht erhöht, 2 alſo nicht dem Staate das gekoſtet, was die 
vorhergehenden drei erg ibm gekoſtet haben. 5 } 
3 und ue 1555 im ag 1 gejexberten 5. 2 von 1 Re 1 1 
und erklärt gleichzeitig, daß die Regierung keine Verpflich zu R 
mit der Koln Mindener Geben vegen der dem 

Staate zuſtehenden Amortiſation der Köln⸗Mindener Ei enbahn-Attien dm 
Haufe vorulegen. — Abg. Las ker vertheidigt feinen Antrag; die Regie ⸗ 
über das Eigenthum des Staats verfügen und 


die Genehmigung der Landesvertretung hierzu nachſuchen. Eiuen Un⸗ 2 
terſchied zwiſchen Staatseigenthum und Stent d thun kann nicht Pe = 
werden. Mit demſelben Recht kann die Regierung auch Domainen und 2 


Forſten veräußern. 
wodurch der 
will, und kann 


— Finanzminiſter Frhr. v. de Heydt: Ich weiß nicht, 
ntragſteller feinen Antrag nach der Verfaſſung begründen 
keinen Grund finden für die Regierung, dem Antrag des 
olge zu geben. — Abg. Frhr. v Binde: Ich wurde 
g. Lasker beitreten und auf Grund des Art. 99 der 
Verfaffung die Vorlegung des Vertrages und die Pflicht der Staatsregie⸗ 
rung zu derſelben folgern, wenn wir nicht bereits durch die Indemnität die 
Augelegenheit erledigt hätten, Wir würden einen Anachronismus begehen 
wenn wir nochmals, nachdem wir die Indemnität bereits ausgeſprochen, 
die Korlegung des Vertrages verlangen wollten. TE — 
Abg. Dr. Virchow: Wir wollen durch unſeren Antrag nur einn 
Prinzip ausſprechen, daß die Regierung verpflichtet war, den Vertrag uns 3 
vorzulegen, den vollendeten Thatſachen werden wir auch Rechnung tragen 
und die Genehmigung ertheilen. Abg. Las ker: 5 
mit meinem Antrage den alten Kon 
ſchieden zurück. — Abg. 
Miniſters und ſeines 
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n uld zur Die on. 9 : de . 
52 0 an. Die eien ſaleß um Ih Uhr Wähle 
! T. O. Fortſetzung der geftrigen, Etats des aus⸗ g 
wärtigen und des Finanzminiſteriums. 8 NEE 
Kiel, 18. November. (N. A. 3.) Der dem Landrathe * 
Grafen Pfeil ertheilte Auftrag, das preußiſche Militäraushebungs⸗ 
ſyſtem in den Elbherzogthümern einzuführen, iſt von den öffenkli⸗ 
chen Blättern hervorgehoben als ein neuer Fall, in welchem von 
dem bieher behaupteten Erforderniß des ſchleswig - holſteiniſchen 
Indigenates abgeſehen worden ift. Durch die Verordnung vom 
15, Januar 1776 wurde für die gefammten dänischen Staaten 
ein Indigenatrecht eingeführt; durch dies Geſetz iſt der Zugang 
zu allen Aemtern und Bedienungen den eingeborenen Landeskin⸗ 
dern, oder denen, die ihnen gleich zu achten, vorbehalten. Wenn 
nun auch der § 10 jener Verordnung dem Könige allgemein das 
Recht vorbebält, in einzelnen Fällen von der geſetzlichen Regel 
Ausnahmen zu machen und den dazu würdigen Individuen das 
Inpigenatrecht zu ertheilen, jo wird doch ein ſolches Verfahren 
dem künftigen Verhältniſſe der Elbherzogthümer zu Preußen nicht 
mehr entſprechen; um ſo weniger, als die erſteren der entſchieden 
ſchadenleidende Theil ſind, wenn fähige Beamte, die in Preußen 
eine tüchtige Schule durchgemacht haben, hierorts nicht angeſtellt 
werden können. Für Dithmarſchen und Elderſtedt beſteht ſogar 
gegen die übrigen Schleswig-Holfteiner ein beſonderes Provin⸗ 
ztal-Indigenat; nur Eingeborene der Landſchaft können Land⸗ 
und Kirchſpielvogt in Dithmarſchen oder Staller in Eiderſtedt 
werden. Rechtlich laſſen ſich dergleichen Mißſtände freilich nicht 
genug abſtellen; aber es wäre im Intereſſe unſeres ſo ſehr ver- 
nachläſſigten öffentlichen Zuſtandes zu bellagen, wenn nach der 
Annexion noch faktiſch den preußiſchen Beamten der Zugang ver⸗ 
ſchloſſen bliebe. Wir haben zwar auch manchen tüchtigen Beam⸗ 
ten, aber wir glauben nicht zu irren, wenn wir die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der preußiſchen ſowohl in theoretiſcher wie praktiſcher Hin⸗ 
ſicht durchweg höher als die der hieſigen veranſchlagen. — Ein 
zweites Mittel zur Abwehr der Fremden bietet die geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift, daß nur diejenigen Hoffnung auf Beförderung haben 
ſollen, welche zwei volle Jahre auf der Univerfität Kiel 
ſich aufgehalten haben. Allerdings involvirt ein folder Mangel 
an Hoffnung noch keine abſolute Unfähigkeit für den Staatsdienft; 
auch nehmen achtbare juriſtiſche Autoritäten, u. a. neuerdings 
Malmros, an, daß unſere Geſetzgebung keine jo weit gehende Be⸗ 
ſchränkung aufſtelle. In gleicher Weiſe iſt auch das bieſige juri- 
ſtiſche Amtsexamen kein unbedingtes Erforderniß für die Anſtellung 
im Juſtizfache, mit Aus nahme der Mitglieder des Obergerichts und 
des Oberappellationsgerichts. Die däniſche Regierung hat denn 
auch ſehr häufig das Erforderniß des Bienniums und des Amts⸗ 
eramend ignorirt. Allein nichtsdeſtoweniger iſt eben aus der 
Dänenzeit vielfach die Meinung im Lande verbreitet, daß wer das 
Biennium und das Examen nicht durchgemacht habe, rechtmäßiger⸗ 
weiſe in den Herzogthümern nicht angeſtellt werden dürfe. Daher 
möchte ſowohl die Verpflichtung zum Biennium aufzuheben, als 
auch der Verpflichtung zum juriſtiſchen Amts⸗Examen die Kraft, 
Nichteingeborene von der Anſtellung im Staatsdienfte rechtlich aus⸗ 


j 
1 


zuſchließen, ausdrücklich abzuſpeechen fein, dabei wäre auch eine 
Umgeftaltung der juriſtiſchen Prüfung dringend zu wünſchen. Ein⸗ 
ſichtige, z. B. Mavit, Civilſtaatsdienſt S. 50, haben ſich ſchon 
längſt für die Einrichtung eines zweiten höheren Examens ausge 
ſprochen; auch haben neu ernannte Mitglieder des Obergerichts 
und Appellationsgerichts vor ihrem Eintritte ſich ſchon jetzt elner 
abermaligen Prüfung zu unterwerfen. 

Eine Prüfung für die Aſpiranten des höheren Verwaltungs⸗ 
dienſtes eriftirt bei uns gar nicht, obgleich eine ſolche ſchon im 
Jahre 1834 von der Reglerung in Ausſicht geſtellt wurde. Auch 
dierbet find die preußiſchen Einrichtungen zum Muſter zu nehmen. 
Die „Hamb. Nachr.“ haben kürzlich bei Gelegenheit der demnächſt 
bevorſtehenden Beſetzung der hieſigen Profeſſur für Staats wiſſen⸗ 
ſchaften angedeutet, daß, wofern die beſonderen Examina in den 
Herzogthümern erhalten blieben, ſich daran auch die Einrichtung 
eines ſtaatswirthſchaftlichen Examens ſchlleßen würde. So wenig 
die Erhaltung der beſtehenden Examina als beſonderer zu wünſchen, 
ebenſoſehr wäre auch die Einrichtung eines beſonderen ſtaatswirth⸗ 
ſchaftlichen Examens zu bedauern, das Nichteingeborne aus dem 
hleſigen Staatsdienſte fernzuhalten diente. Die preußifche Einrich⸗ 
tung der beiden Prüfungen, reſp. bel einer Reglerung und dem 
Ober⸗Examinatlons⸗Kollegſum in Berlin iſt einfach auch auf uns 
auszudehnen. ; 

Die Schranken, welche das Indigenat und das Biennium um 
das Land gezogen haben, tragen die größte Schuld an der Ver- 
ſumpfung und Verwahrloſung unſerer Staatszuſtände, fie verhin⸗ 
derten die Heranziehung tüchtiger auswärtiger Kräfte, ſie ließen 
den partikulariſtiſchen Sondergeiſt üppig emporwuchern. Inner- 
halb jener Schranken fand das Intereſſe der zum Genuſſe der 
Aemter faktiſch bevorrechteten Familien den günſtigen Boden; in 
dieſem Intereſſe haften die zäheſten Wurzeln der partikulariſtiſchen 
Oppofition, des faktiöſen Widerſtandes der ſogenannten Gebildeten 
gegen Preußen. Mit ſolchen Tendenzen iſt dem preußiſchen Staate 
eine Transaktion unmöglich. 

Kiel, 20. November. Der Sturm, welcher in der Nacht 
vom Freitag auf Sonnabend wehte, hat auch an dem hieſigen Ma- 
rine-Etabliſſement in Düſternbrook nicht unbedeutenden Schaden 
angerichtet. Der dort angelegte Schlenenweg iſt zum Theile vom 
Waſſer unterwühlt und unpraktikabel gemacht, Marine-Boote find 
von ihren Anlegeplätzen weggetrieben, einige ſogar zerſchellt. Das 
Kanonenboot Scorplon kam ins Treiben und auch die Fregatte 
Thetis (Wachtſchiff) hat an ihren Booten Beſchädigungen erhalten. 


Der Scorpion hat am nächſten Tage die treibenden und beſchädig⸗ 


ten Boote wieder eingeholt. — Das Kanonenboot Tiger, welches 


zur Zeit in Stralſund ftationirt if, wird, wie die „Kiel. 3“ mel- 


det, demnächſt bier einlaufen, um außer Dienſt geſtellt zu werden. 
Die Mannſchaft des Tiger wird zur Kompletirung der Beſatzung 
der Fregatte Gefion verwandt. 


wird. — Dem Vernehmen nach wird die hieſige Univerfität im 
laufenden Semeſter von 241 Studirenden beſucht. Im Sommer- 


ca. 100 Studirende hinzugekommen. 


Hannover, 20. November. König Georg, der ſehr ge- 


lung derſelben eine ſehr unangenehme zu werden beginnt. 


Königs entfernt ſein. 
worden. 
werden ſollen, werden ihren vollen Gehalt weiter beziehen. 


Georg Verhandlungen wegen Eintrits unſerer Offiziere in die 
preußiſche Armee gepflogen. Hier, wie auch in anderen Gegenden 


unſeres Landes, iſt es an mehreren Orten in den Militair-An- 


meldungs⸗Terminen zu Exzeſſen und tumultuariſchen Auftritten ge- 
kommen. 

Frankfurt a. M., 20. November. Unter einem großen 
Theil der hieſigen Bürgerſchaft iſt man keineswegs mit jo manchem 
zufrieden, was die in Berlin geweſene Deputation an künftigen 
Einrichtungen der Stadt Frankfurt betrieben hat, namentlich nicht 

mit der Lebenslänglichkeit des Senats ꝛc. Man beabſichtigt daher 
jezt, eine Petition nach Berlin zu richten, in welcher um die An- 
wendung der preußiſchen Städteordnung auf Frankfurt nachgeſucht 
werden ſoll. 

Dresden, 20. November. Unter den Vorlagen für die 
zweite Kammer befindet ſich auch der Entwurf des Wahlgeſetzes 
für den Reichstag des norddeutſchen Bundes. 
ſchließt ſich dem in Preußen bereits am 15. Oktober d. publi- 
zirten Geſetze allenthalben an und weicht der „A. Z.“ zufolge nur 
in jo weit davon ab, als es die beſtehenden ſächſiſchen Geſetze un⸗ 
vermeldlich erſcheinen laſſen. Nach letzteren erfolgt nämlich die 
Entziehung der ſtaatsbürgerlichen Rechte oder bürgerlichen Ehren- 
rechte, ſo weit dieſelbe Folge verbrecheriſcher Handlungen iſt, nicht 
direlt durch richterliches Erkenntniß, ſondern wird nach Maßgabe 
der Natur des begangenen Verbrechens durch die Korporatlon, der 
der Angeklagte angehört, beziehentlich unter Mitwirkung der Ver- 
waltungsbehörde, ausgeſprochen. Abſicht der Regierung iſt es, den 
Ständen noch während des gegenwärtigen ordentlichen Landtage 
den Entwurf eines Geſetzes vorzulegen, welches das Urthell über 

Entziehung der ſtaatsbürgerlichen Rechte wegen Verübung von Ver⸗ 
brechen dem richterlichen Erkenntniß überweiſt. Bis nach Berathung 
und Erlaß dieſes Geſetzes bleibt aber nichts übrig, als die auf 
Grund der beſtehenden Vorſchriften erfolgte Entziehung jener Rechte 
mit gewiſſen, ſofort zu erwähnenden Beſchränkungen auch für die 
Wahl zum Reichstag maßgebend fein zu laſſen. Auf dieſer Er- 
wägung beruht nach den Motiven des Entwurfs die Abweichung 
des F. 4, welcher im preußiſchen Geſetz lautet: — „Als beſcholten, 
alſo von der Berechtigung zum Wählen ausgeſchloſſen, ſollen an- 
9 ſehen werden: Perſonen, denen durch rechtskräftiges Erkenntniß 
deer Vollgenuß der ſtaatsbürgerlichen Rechte entzogen iſt, fofern fie 
in dieſe Rechte nicht wieder eingeſetzt worden find"; während es 
im ſächſiſchen Entwurf heißt: — „Als beſcholten, alſo von der 
Berechtigung zum Wählen ausgeſchloſſen, ſollen angeſehen werden: 
Perſonen, denen infolge rechtskräftiger Verurtheilung zu einer 
Strafe der Vollgenuß der ſtaatsbürgerlichen Rechte oder bürger ⸗ 


2 
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Die Geſion, welche gegenwärtig 
außer Dienſt geſtellt iſt, wird zum Frühjahr wieder als Wachtſchiff 
im hieſigen Hafen dienen, wogegen die Thetis dann Artillerleſchiff 


Smemeſter betrug bie Anzahl derſelben 218, davon gingen ca. 70 
zur Fortſetzung ihrer Studien ins Ausland, mithin find Michaeli 


5 


altert fein fol, wird die bel den fremden Höfen affrebitirten han⸗ 
noverſchen Geſandten abberufen, da ſich gezeigt hat, daß die Stel- 
Reg. 
Rath Meding ſoll endlich aus der unmittelbaren Umgebung des 
Der volle Gehalt iſt ihm jedoch belaſſen 
Auch die Mitglieder der Geſandtſchaften, welche 3 

n 
Berlin werden augenblicklich mit indirekt Beauftragten des Königs 


Dieſer Entwurf 


lichen Ehrenrechte entzogen iſt, ſofern fle in dieſe Rechte nicht 
wieder eingeſetzt worden.“ — In allen übrigen Punkten ſtimmt 
der Entwurf mit dem Königlich peeußiſchen Geſetze überein, 


Stuttgart, 20. November. Man muß wiſſen, wird der 


„K. Z.“ geſchrieben, daß das Einſchreiten gegen Pauli keine ver⸗ 
einzelte Maßregel iſt, ſondern auch gegen mehrere Geiſtliche, die 
preußiſche Sympathien ausgeſprochen haben, Rügen und Drohungen 
ertheilt worden ſind. Dagegen ſieht man es recht gern, wenn Geiſt⸗ 
liche in entgegengeſetzter Weiſe auf der Kanzel politiſtren oder 
ihren Lehrſtuhl in eine Rednerbühne verwandeln, von der herab 
ſie Preußen herunterkanzeln. 
in Würtemberg; indeß benimmt ſich die Reglerung höchſt zweldeu⸗ 
tig: während die Antwort des Königs an die Stände eine an 
Preußen ſich anſchließende Polltik vermuthen ließ, begünſtigt man 


Dies iſt noch immer offizieller Ton 


offenbar antipreußiſche Beſtrebungen und Kundgebungen. 


Ausland. 

Trieſt, 20. November. Der Geſundheitszuſtand der Kal⸗ 
ſerin Charlotte hat ſich in den letzten Tagen wleder bedenklich ver⸗ 
ſchlimmert. Als nämlich unlängſt eine ſchon früher ihrem Hofſtaate 
angehörende Dame von Wien nach Miramare berufen wurde, bra⸗ 
chen die vorigen Zuſtände der Kranken in erneuerter Heftigkeit aus; 
fie behauptete, gerade dieſe Dame fei dle ärgſte Giftmiſcherin und 
weigerte ſich, Speiſen zu ſich zu nehmen, fo lange, bis die Ver⸗ 
dächtige Miramare wieder verlaſſen hatte, Die durch den Zuſtand 
der Kalſerin nothwendig gewordene Iſollrung zwingt ſogar ihren 
Hofſtaat, ſich in ſtrengſter Zurückgezogenheit in den Gemächern zu 
verhalten, damit die Kaiferin auf ihren Spaziergängen keines Mit- 
gliedes desſelben anſichtig werde. 

Paris, 20. November. Die Kommiſſion für die Armee⸗ 
Reorgantſation entwickelt die größte Thätigkeit. Morgen wird fie 
zwei Sitzungen halten. Die erſte fol von 9— 11 Uhr Morgens, 
die andere von 4—6 Uhr Nachmittags dauern. Man glaubt, daß 
der bereits völlig ausgearbeitete Geſeß⸗Entwurf zur Leſung kommen 
werde, und well dabei nur einfache Rektiſikatlonen in der Form 
und nicht im Prinzipe ſtattfinden dürften, ſo wird wahrſcheinlich die 
Kommiſſton am kommenden Donnerſtag zur letzten Sitzung zuſam⸗ 
mentreten. Ueber die Bewaffnungsfrage der Infanterie iſt man, 
dem Vernehmen nach, maßgebenden Ortes noch nicht zu einem be⸗ 
Rimmten Entſchluß gelangt. Das Chaſſepot - Gewehr ſoll gegen 
das in England zur Anwendung kommende ſogenannte Wincheſter⸗ 
Gewehr verworfen worden ſein. Gleichzeitig will man aber auch 
wiſſen, daß eine neue Mittheilung des Marine -Offiziers Bonnat 
dem Kaiſer vorgelegt worden ſei, durch welche unſere bisherigen 
Gewehre mit geringen Unkoſten in Zündnadelgewehre nach preu- 
ßiſchem Muſter umgeformt werden könnten, Die betreffenden Vor⸗ 
ſchläge ſollen die ganz beſondere Aufmerkſamkeit des Kaiſers erregt 
haben, und man ſpricht bereits davon, daß Befehle erthellt werden 
würden, die ſchon gegebenen Aufträge für die Anfertigung von Ge- 
wehren anderer Art zurückzunehmen. Die Armee-Reorganiſatlons⸗ 
frage wird aber, den vielfachen bezüglichen Behauptungen entgegen, 
keineswegs eine frühere Einberufung des geſetzgebenden Körpers 
veranlaſſen, vielmehr werden die Sitzungen desſelben vor Anfang 


Januar nicht eröffnet werden. 


— Ueber die Ankunft und den Aufenthalt der Kalſerlichen 
Familie in Complegne ſchreibt man der „Köln. Ztg.“: Als der 
Kaiſerllche Hof Dienſtag um 4 Uhr Abends hier eintraf, wurden 
die Majeſtäten au Elſenbahnhofe, der milttäriſch beſetzt worden 
war, von den Schloßbeamten begrüßt. Der Kalſer trug einen 
ſchwarzen Paletot und graue Hoſen, die Kalſerin einen ganz kleinen 
ſchwarzen Splpenhut, einen blauen Mantel (das Blau if bekannt- 
lich ihre Lieblingsfarbe) und ein ſchwarzes Kleid; in der Hand 
hielt fie einen Vellchenſtrauß. Die Veilchen ſplelten bei ihrer Ver⸗ 
mählung eine gewiſſe Rolle, und abgeſehen davon, daß dieſe Blu- 
men überhaupt die der Napoleoniden find, wie die Lilien die der 
alten Könige von Frankreich, jo mag fie ſchon dleſerhalb eine be- 
ſondere Vorliebe für dieſelben haben. Die Kalſerin hat ſeit dem 
5. Mal das 40. Lebensjahr überſchritten, aber zum wenigſten für 
die, welche ſie nur in der Oeffentlichkeit ſehen, iſt ſie noch immer 
die ſchöne Frau, die einft das Herz des Herrſchers von Frankreich 
zu gewinnen wußte. Der Kalſer ſah beiter und recht wohl aus. 
Die zweiſtündige Elſenbahnfahrt hatte feinem Geſichte einige Friſche 
gegeben, und was den Kaiſerlichen Prinzen anbelangt, der eine 
etwas phantaſtiſche Kleidung trug, ſo blickte er ganz keck in die 
Welt hinein und machte einen guten Eindruck. Der Empfang, 
welcher der Kalſerlichen Familie Seitens der Compidguer zu Theil 
wurde, war ein begeiſterter. 

Florenz, 21. November. Die „Italie“ bringt eine halb- 
offizielle Mittheilung, worin es heißt: Die ſtalieniſche Regierung 
wird einen angemeſſenen Theil der römiſchen Schuld übernehmen, 
wie dieſelbe im Jahre 1860 ſtand. Die noch zu zahlenden Rück⸗ 
ſtände werden konſolidirt, und Italien zahlt dafür die Zinſen. Nur 
die Rückſtände des letzten Jahres allein werden baar zurückbezahlt. 
— Admiral Perſano erſcheint am 1. Dezember vor dem hohen 
Gerichtshofe. — Geſtern empfing der Miniſterpräſtdent Nicafoli den 
öſterreichiſchen Geſandten, Baron Bruck. 

then, 10. November. Die letzten bier eingetroffenen Be- 
richte über die Lage der Inſurgenten lauten durchaus nicht ungün- 
fig. Die Niederlage der Kandioten bei Vafe iſt unbeſtreitbar; 
aber keineswegs jo erheblich, als fie in türkiſchen Mittheilungen 
dargeſtellt wird, vielmehr iſt das Treffen nur als eine Art Vorpoſten⸗ 
gefecht anzuſehen, während die Hauptmacht der Inſurgenten ſich in 
Askifo, auf der Straße nach Sphakla, verſchanzt hat. Die Türken 
hatten einen Angriff gegen dieſe Pofition noch nicht gewagt. In- 
zwiſchen fanden in der Provinz Kiſſamo mehrere kleinere Gefechte 
ſtatt, in denen die Aufſtändiſchen Steger blieben. Aus der Provinz 
Heraklion wird daſſelbe gemeldet. In der Provinz Rethyrnno 
wurden die Kandioten, die unter Führung des ehemaligen griechi- 
ſchen Oberſten Koronäos ſtehen, von 4000 Mann Türken angegrif- 
fen. Sie mußten ſich am erſten Tage zurückziehen, ſetzten aber 
am anderen Tage den Kampf fort und blieben alsdann Sieger. 
Die am Meere gelegenen Diftrilte find dagegen von den Türken 
vollſtandig unterworfen. Die Kandioten ſcheinen noch immur ihre 
Hoffnung auf elne fremde Intervention nicht ganz aufgegeben zu 
haben und namentlich auf die Sympathte Nord-Amerika's zu bauen. 
Letztere äußert ſich auch bel uns in einer Adreſſe von den ange- 
ſehendſten Damen Syra's an die Damen der Vereinigten Staaten, 
worin um Unterſtützungen für die kämpfenden Kandloteu und deren 
Familien gebeten wird. Hier werden die Sammlungen für die 
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Inſurgenten eifrig fortgeſetzt und aus allen Ständen betheiligt man 


ch daran. 


Belgrad, 21. November. Serbien erſucht die Pforte 


direkt um ſofortige Räumung aller von türkiſchen Truppen beſetzten 
ſerbiſchen Feſtungswerke und beſonders um 


die Räumung Belgrads. 


Pommern. 

Stettin, 22. November. Zu dem heutigen Wahlakte für 
einen Stadtverordneten in der 3. Abtheilung des 4. Wahlbezirke 
waren von 546 Stimmberechtigten 120 erſchienen. Es wurde ge⸗ 
wählt Hr. Dr. Moft mit 90 Stimmen. Hr. A. Wergien er⸗ 
hielt 20, Hr. Dr. Amelung 9 und Hr. Münch 1 Stimme. 

— Geſtern Nachmittag wurde durch einen Rollwagen in der 
Hünerbeinerftraße ein Knabe von etwa ſieben Jahren übergefahren. 

Neuſtettin, 20. November. Nach Beendigung des 
diesjährigen Feldzugs hofften die Bewohner hierſelbſt auf die Rüd- 
kehr der bisherigen Garniſon, des Füſtlier⸗Bataillons 8. pomm. 
Inf.-Reg. Nr. 61. Leider hat ſich dieſe Hoffnung nicht erfüllt; 
vielmehr gewinnt es den Anſchein, als ob unjere Stadt keine Gar- 
niſon erhalten ſoll. Deshalb iſt in dieſen Tagen eine Deputation, 
beſtehend aus dem Bürgermeiſter Zingler, Zimmermeiſter Heyn 
und Bäckermeiſter Kowalke von hier nach Berlin gereiſt, um an 
hoher und höchſter Stelle ein Bataillon Infanterie oder eine Es⸗ 
kadron Kavallerie als Garniſon zu erbitten. 

Colberg, 20. November. Dem hleſigen Waiſenhauſe iſt 
in jüngſter Zeit ein nicht unbedeutendes Legat zugefloſſen. Der 
verſtorbene Barbier Kaäßler hat dasſelbe zum ſideikommiſſariſcheu 
Erben eines Theiles ſeines Vermögens eingeſetzt und wird das 
Waiſenhaus hierdurch einen Kapitalzuwachs von 500 Thlrn. er- 
halten. — Ebenſo hat die Armenkaſſe ein Legat von 50 Thalern 
aus dem Kaufmann Greul'ſchen Nachlaſſe und von den Ackerbürger 
Henke'ſchen Eheleuten ein Legat von 5 Thlrn. empfangen 

— Es wird beabſichtigt, in allen Kreiſen der Monarchie 
Kreisbaumſchulen zu errichten, aus denen den bäuerlichen Wirthen 
Obſtbäume unentgeltlich oder doch zu ſehr mäßigen Preiſen abge⸗ 
geben werden. 


(Eingeſan dt.) 
Der Wahrheit die Ehre. 

Ein Korreſpondent dieſer Zeitung aus Swinemünde hat in 
Nr. 509 derſelben über das Feſtmahl berichtet, welches am 23. v. 
Mts. dem von dort nach Stargard verzogenen Königlichen Waſſer⸗ 
bau-Inſpektor Herrn Borch ard zu Ehren veranſtaltet worden iſt. 
In dleſem Bericht iſt angeführt, daß das für unlöslich ge⸗ 
haltene Problem, die Auspumpung des Gothen-See's, 
durch die raſtloſe Thätigkeit des Herrn Borchard zur 
Wahrbeit geworden ſeil. 

Nur um der Wahrheit die Ehre zu geben, und mit der Ueber⸗ 
zeugung, hierbel ganz im Sinne des Herrn Borchard zu handeln, 
erklärt der Unterzeichnete, daß ſümmtliche Entwürfe und Zeichnungen 
zur ganzen Entwäſſerungs⸗Anlage im Auftrage des jetzt verſtorbenen 
Herrn Beflpers von Gothen von dem Königlich niederländiſchen 
Ingenieur Herrn Corevaar zu Delft in Holland angefertigt ſind, 
und daß Herr Borchard deshalb nur den, durch Lokalverhältniſſe 
außerordentlich ſchwierigen Bau der Maſchlnenanlage nach jenen 

nd 


Zeichnungen zu leiten hatte und auch mit großer Sachkenntniß u 
Thätigkeit geleitet hat. 


Die Ehre der Löſung jenes Problems gebührt alſo nächſt dem 
verſtorbenen Herrn Befiper von Gothen, dem Herrn Ingenieur Co- 
revaar in Delft. Suum cuique. f 

Peterswaldau in Schleſten, im November 1866, 

W. Kleemann, 
Bevollmächtigter der Frau Beſitzerin von Gothen. 


Telegr. Depeſche der Stettiner Zeitung. 

Paris, 21. November, Abends. Der „Abend- Moniteur“ 
jagt: Ricaſoli's Cirkular erweckt wieder die von der Regierung des 
Kalſers ausgeſprochene Idee einer Verſöhnung der Natlonalwünſche 
mit dem religiöjen Gefühle. Der Papſt kann vertrauensvoll der 
Zukunft entgegenſehen; möge das Papſtthum ſchädlichen Einflüſſen 
unzugänglich bleiben! 


i Schiffsberichte. 

Swinemünde, 21. November, Nachmittags. Angekommene Schiffe: 
Aliance, Hanſen von Stockholm. Meſter, Störenſen von Wick. Eduard, 
Meislahn von Bergen. Wind: NW. Revier 16°, F. Strom eingehend. 

Borſen⸗ Berichte. 

Stettin, 22. November. i ß 
1. K ee: 27 740 . Witterung: Schneefall. Temperatur: + 
Weizen anfangs feſt, dann niedriger, Schluß feſt, loco pr. Söpfb. 
gelber 80—85 ½ & bez., 83—85pfd. gelber Novenbel 85, Bun 5% 
Br., Frühjahr 86, 86%, ½ & bei. 


85 November Dezember 84 
u. Gd. 
Roggen anfangs feſt, dann matt, Schluß fe 8 
871,59", A bei, November 584, 8888. 3 
Dezember 87%, 57, 56%,, 57 . bez. u. Gd., Frühjahr 57 55 K 
bez., 55%, . Gd., Juni⸗Juli 56 bez. u. Gd. 
Gerſte loco pr. 70pfd. märker 49—50 3%, pomm. 48 ½, 49% 
bez., eee 18705 Srühjabr 2 75 30 u. Gd. 
afer loco pr. B 2 —50pfd. jahr 301 8 
Erbſen loco 55—60 % ! id. Frühjahr 30 ½ Gd 
Rübe! ſtill, loco 12 3% Br., April-Mai 12½ r Br. 
Spiritus niedriger, loco ohne Faß 16%, . bez., November 16%, 
S bez., November-Dezember 16%, 2% bez. u. Gb., Frühjahr 16%, 


bez., Br. u. Gd. 
100 Wſpl. Roggen, 10,000 Quart 


Angemeldet: 50 Wſpl. Weizen, 
. 8 Ds 

Berlin, 22. November, 2 Uhr 6 Min. Nachmittags. Staatsſchuldſcheine 
85 ½ be. Staats - Anleihe 4½ ©, 99 bez. Berlin- Stettiner Eiſenbahn⸗ 
Attien 1284, bez. Stargard-Bofener Eiſenbahn⸗Aktien 9314 bez. Oeſterr. 
National- Anleihe 52%, bez. Pomm. Pfandbriefe 89% bez. Oberſchleſiſche 
Eiſenbahn-⸗Aktien 174%, bez. Wien 2 Mt. 78 ½ bez. London 3 Mt. 6. 
21%, bez. Paris 2 Mt. 80%, bez. Hamburg 2 Mt. 151 bez. Mecklenb. 
Eisenbahn Aktien 78%, bez. Ruſſ. Prämien-Anleihe 90%, bez. Ruff. Bank⸗ 
noten 81" bez. Amerikaner 60% 757, bez. 

Roggen November 58, 57%, bez., November Dezember 573, bez., 
%, Gd., Frühiahr 56 ½ bez., 56 Br. Nübel loco 12%, bez., November 
122, bez., % Br., November-Dezember 121144, 14 bez. April⸗Mai 12 ¼3 
bez. Spiritus loco 17%, bez., November 1776, 17 bez, November⸗Dezbr. 
17, 16½ bez., April-Mai 1%, J, bez. 

Hamburg, 21. November. Getreidemarkt im Allgemeinen lebhaft 
und höher, Weizen loco 3 He höher, auf Termine feft, pr. November- 
Dezember 5400 Pfd. netto 156 Bankothaler Br., 155 Gd. pr. Dezember ⸗ 
Januar 153 Br., 152 Gd. Roggen feſt, ab Danzig pr. April-Mai 83—84 
bez., Termine behauptet.. r November Dezember 5000 Pfd. Brutto 
93 Br., 92 Gd., pr. Dezember⸗Jauuar 93 Br., 92 Gd. Oel loco 26%, 
pr. Mai 27%,, 27½. Kaffee unverändert. Zink 1000 Ctr. loco 13%, 
2000 Eır. loco 14, 2000 Ctr. Dezember ⸗Januar Lieferung 14 gemacht. — 
Wetter veränderlich. 


